
diesen Fällen spielt allerdings auch zum Teil die Frage 
der Einheit der Handlung eine Rolle — ein Problem, 
das hier aber nicht berührt zu werden braucht.)

Obgleich ich mich, ausgehend von der Bedeutung 
des richtigen Objektes, auf einige Gedanken zur Frage 
der Idealkonkurrenz beschränken will, möchte ich noch 
eine Beobachtung einschieben:

Die Behandlung der Konkurrenzen in den Straf­
gesetzbüchern der demokratischen Länder ist keines­
wegs einheitlich — ein Beweis dafür, daß diese Frage 
keinen grundsätzlichen Charakter trägt. Im sowje­
tischen Recht wird im Strafgesetzbuch der RSFSR im 
Artikel 49 die Real- wie die Idealkonkurrenz gleich 
behandelt:

„Wenn die vom Beschuldigten begangene Handlung die 
Merkmale mehrerer Verbrechen aufweist, und ebenso im 
Falle der Begehung mehrerer nicht abgeurteilter Verbrechen 
durch den Beschuldigter, setzt das Gericht, nachdem die 
entsprechenden Maßnahmen der sozialen Verteidigung 
(Strafmaß) für jedes Verbrechen im einzelnen festgestellt 
hat, diese endgültig nach dem Artikel fest, welcher das 
schwerste der begangenen Verbrechen und die schwerwie­
gendste Maßnahme der sozialen Verteidigung (Strafmaß) 
vorsieht."

In dem polnischen Lehrbuch des Strafrechts von 
Lerneil, Andrejew und Sawicki wird die Idealkonkur­
renz nach dem z. Zt. in Polen noch geltenden Straf­
gesetzbuch aus dem Jahre 1932 ohne weitere Kritik in 
der Darstellung kurz dahin zusammengefaßt:

„Die polnische Gesetzgebung (Artikel 36 StGB) befiehlt für 
den Fall des Zusammentreffens mehrerer Strafgesetze die 
Anwendung der Vorschrift, die die schwerste Strafe androht, 
was nicht der Anwendung von Nebenstrafen und Siche­
rungsmaßnahmen, die in anderen Gesetzen vorgesehen sind, 
entgegensteht."

Schließlich enthält das neue Strafgesetzbuch der 
Tschechoslowakischen Republik in seinem Artikel 22 
zwar eine Regelung der Realkonkurrenz, aber keine 
der Idealkonkurrenz:

„Verurteilt das Gericht einen Täter wegen zweier oder 
mehrerer Straftaten, so verhängt es eine Geldstrafe nach 
der gesetzlichen Bestimmung, welche sich auf die am 
strengsten zu bestrafende Tat bezieht. Sind die unteren 
Grenzen der auf Freiheitsentziehung lautenden Strafsätze 
verschieden, so ist die untere Grenze der Gesamtstrafe die 
höchste von ihnen. Sind die oberen Grenzen der auf zeitige 
Freiheitsentziehung lautenden Strafen gleich, so erhöht sich 
die obere Grenze um ein Viertel. Die Bestimmungen über 
die Nebenstrafen, über den Ausschluß, der bedingten Ver­
urteilung sowie über den Ausschluß der Strafmilderung 
sind auch dann anzuwenden, wenn sie nur für eine der 
abgeurteilten Straftaten gelten. Wird ein Täter wegen einer 
strafbaren Handlung verurteilt, die er begangen hatte, be­
vor er in I. Instanz wegen einer anderen strafbaren Hand­
lung verurteilt wurde, ist über ihn eine Zusatzstrafe zu ver­
hängen. Durch die Zusatzstrafe ist die früher verhängte 
Strafe so zu ergänzen, wie wenn es sich um eine Gesamt­
strafe nach Abs. 1 handeln würde. Diese Bestimmung 
gelangt nicht zur Anwendung, wenn die vorangehende Ver­
urteilung nur bedingt war und der Täter so anzusehen ist, 
als ob er nicht verurteilt wäre oder . . . vorher eine Maß­
nahme zur Besserung verhängt wurde.“

Auch in der Gesetzgebung der kapitalistischen Län­
der finden wir die verschiedenen Methoden der 
Lösung, und es ist interessant, daß der deutsche Straf­
gesetzentwurf aus dem Jahre 1927 ebenfalls die ein­
heitliche Behandlung von Ideal- und Realkonkurrenz 
vorsah.

Diese Beispiele beweisen zweierlei, und das wird es 
uns erleichtern, die Frage der Konkurrenzen nicht 
zu wichtig zu nehmen:

1. Daß die Grenzen zwischen Real- und Idealkon­
kurrenz nicht grundsätzlicher Natur sind, und daß 
im Kern nicht nur die Frage der Realkonkurrenz, 
sondern auch die der Idealkonkurrenz eine Frage 
der Strafbemessung ist15).

2. Daß die Regelung der Frage der Konkurrenzen 
überwiegend technischer Natur ist; sie sind ein 
Hilfsmittel zur richtigen Anwendung des Gesetzes 
und des Findens des richtigen Strafmaßes.

Gerade dieser Gesichtspunkt bedeutet aber, daß die 
Verkennung eines so entscheidenden Elementes des 
Verbrechens wie es sein Objekt ist, auch in der An­
wendung des § 73 StGB zu ernsten Fehlem führen 
kann.

Aus den Wechselbeziehungen zwischen Objekt und 
Gegenstand ist die sehr wichtige Folgerung von grund­
sätzlicher Bedeutung zu ziehen, daß eine Handlung nur

dann mehrere Gesetze verletzen kann, wenn sie meh­
rere Objekte verletzt. Deshalb gibt es keine Ideal­
konkurrenz in all den oben angeführten Fällen zwi­
schen dem Angriff auf das Objekt und dem Angriff 
auf die unmittelbaren Gegenstände des Verbrechens, 
also nicht zwischen Diebstahl, falscher Beurkundung 
usw. und dem Befehl Nr. 160 im DCGG-Urteil, nicht 
zwischen den einzelnen Tatbeständen der WStVO, 
des StGB und Befehl Nr. 160 im Solvay-Fall, nicht 
zwischen Sachbeschädigung und Artikel 6 der Ver­
fassung. (Die Unterscheidung der Verletzung des Ob­
jektes von der Verletzung des Gegenstandes ist im 
Ergebnis bisweilen identisch mit der sogenannten Ge­
setzeskonkurrenz, hat aber, wie sich wohl ohne nähere 
Ausführungen ergibt, einen ganz anderen Inhalt.)

Es ist zuzugeben, daß die Unterscheidung, ob ein 
Verbrechen zwei verschiedene Objekte verletzt oder 
ob die Ziele des Angriffs im Verhältnis von Objekt 
und Gegenstand stehen, nicht immer einfach zu treffen 
ist. Sie wird letzten Endes von der Lage des ein­
zelnen Falles abhängen, wie wir uns überhaupt immer 
mehr werden daran gewöhnen müssen, von der ge­
nauen Erforschung des Einzelfalles in allen seinen 
Zusammenhängen auszugehen. Immerhin wird die 
Frage etwas leichter zu entscheiden • sein, wenn wir 
folgende Regeln auf stellen:

1. Die Verletzung des Gegenstandes eines Ver­
brechens bildet niemals neben der Verletzung des 
Objektes die Grundlage für die Feststellung, daß 
in Tateinheit mehrere Gesetze verletzt sind und 
deshalb Idealkonkurrenz vorliegt. Die. politisch 
richtige Erkenntnis des Objektes darf nicht da­
durch verwischt werden, daß Angriffe auf den 
Gegenstand, die formal auch einem Verbrechens­
tatbestand entsprechen können, als besondere Ge­
setzesverletzung betrachtet werden.

2. Es ist ein falscher Ehrgeiz, auf alle Fälle mög­
lichst viele in Tateinheit begangene Handlungen 
feststellen zu wollen. (Dies gilt nicht nur für 
Urteile, sondern auch für Examensarbeiten!)
Das System der Strafen unseres Strafgesetzbuches 
verlangt andererseits besonders sorgfältige Fest­
stellung der Idealkonkurrenz dann, wenn zur 
Feststellung eines späteren Rückfalles eine vor­
hergehende Verurteilung notwendig ist.

3. Der Feststellung wirklich vorliegender Idealkon­
kurrenz muß auch dann besondere Sorgfalt ge­
widmet werden, wenn Sicherungsmaßnahmen oder 
Nebenstrafen nicht in dem Gesetz enthalten sind, 
dem die Hauptstrafe nach § 73 StGB entnommen 
werden muß. Das hat seine besondere Bedeutung, 
wenn die Verletzung von Vorschriften des alten 
StGB mit der Verletzung neuerer Gesetze, die 
z. B. die Vermögenseinziehung vorsehen, zusam­
mentrifft.

4. § 73 StGB ist dann nicht anzuwenden, wenn er 
als eine Bestimmung des auf den besonderen Teil 
unseres Strafgesetzbuches zugeschnittenen allge­
meinen Teils nicht geeignet ist, das Zusammen­
treffen der alten Bestimmungen des StGB mit 
diesen neuen Strafbestimmungen zu regeln.

Wichtig und in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem Thema scheint mir vor allem die Frage zu sein, 
w a n n  nun wirklich mehrere Objekte Zusammen­
treffen, eine Frage, die besonders häufig gestellt wird, 
wenn unstreitig eines der verletzten Objekte zu den 
grundlegenden Verhältnissen der antifaschistisch-de­
mokratischen Ordnung gehört. Beispiele dafür, wann 
bei einer Verletzung des Artikels 6 der Verfassung 
keine Idealkonkurrenz z. B. mit Sachbeschädigung, mit 
Landfriedensbruch, angenommen werden darf, sind 
oben angeführt.

Ähnlich bedeutungsvoll ist, insbesondere auch im 
Hinblick auf die Grundsätze des DCGG- und des 
Solvay-Urteils, die Frage, wann neben Befehl Nr. 160 
ein weiteres Gesetz, insbesondere die WStVO, verletzt 
sein kann.

Ein Urteil des OLG Dresden (31 —124/51) nimmt 
für den konkreten Fall zu Recht Idealkonkurrenz 
zwischen Befehl Nr. 160, § 1 WStVO und Brand-
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15) vgl. C o h n ,  S. 543 f. dieses Hefte«.


